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n e r e b Und ebenſo wenig erſcheint es uns zweifelhaft, daß die Poſtver— 
Die Correſpondenzkarte und das Poſteouvert. (Schluß.) waltung hier die Portoermäßigung gewähren kann und ſoll. Dieſelben 
Mittheilungen aus der Praxis: Gründe, welche für die einfache Correſpondenzkarte ſprechen, reden der 


Gegen die Ertheilung einer Dispeus von der Beibringung des Befahigungs⸗ Doppelkarte das Wort. Die Doppelkarte beſitzt geſchloſſen genau das 
e Her an ee 10 10 155 8 ei Format der einfachen Karte, ſie unterliegt wie dieſe dem Francatur— 

3 er Gewerbegeſetznovelle vom 15. März 188: l ewerbe⸗ g 1 eee e = 5 ß 
enden 1511 iecurszecht zu. 15 In erden zwange und ift vermöge der Beſchränktheit des Raumes noch immer nicht 


Unzuläſſigkeit einer Confiscattonsverfügung bei den nach der Miniſterialverord- im Stande, den Brief zu erſetzen. Sie iſt allerdings voluminöſer und 
nung vom 30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 198, zu beftrafenden | ſchwerer als die einfache Karte, allein dieſe Eigenſchaft iſt bei der 
er a 9 uh Be Sur it nach 8 181 St. G Beförderungsmanipulation eher ein Vortheil, da die Leichtigkeit und 
a 15 ung vermöge öffentlichen Aue nen Gutes) ſtrafbar. Flüchtigkeit der einfachen Karte die manuelle Behandlung, das ſogenannte 
Begriff und Wirkſamkeit der Notorietät. „Auswerfen“ bei der Sortirung der Briefe, nur erſchwert und das 
Geſetze und Verordnungen. Verſchwinden der Correſpondenzkarten in anderen Sendungen begünſtigt. 
eee Wi Wir wollen der Poſtverwaltung nicht zumuthen, alle fiscaliſchen 
eee re 8 N Bedenken zu unterdrücken und der Doppelkarte den Portoſatz der ein— 
* ſachen Karte zu gewähren, allein zwiſchen dem Porto der einfachen 
Die Correſpandenzkarte und das Poſtcunuvert. Karte und jenem des einfachen Briefes iſt ja der Abſtand ein ſo großer, 
0 daß Platz genug bleibt für einen neuen, ermäßigten Portoſatz der neu— 
Schluß.) geſchaffeuen Kurzbriefe Bleiben wir bei den öſterreichiſchen Verhältniſſen 
Die Correſpondenzkarte hat in ihrer kurzen Geſchichte ſchon ver- ſtehen, ſo ergibt ſich ſür die Doppelkarte das Porto von drei Kreuzern 
ſchiedene Wandlungen erfahren und fo kennen wir auch die Doppel- als das richtige von ſelbſt, und zwar als Einheitstaxe im ſtrengſten 
karte zum Zwecke der Rückantwort. Die Form dieſer Doppelkarte zeigt Sinne, für den Local- wie für den Weitverkehr. 
den Weg zu dem nächſten Entwicklun gsſtadium au, nämlich zu einer Wir wollen dem hiemit vorgeſchlagenen Correſpondenzmedium keine 
Karte für den einfachen, directen Verkehr, welche in ihrem größeren ziffermäßige Prognoſe ſtellen, aber ſoviel glauben wir annehmen zu 
Formate Schreibpapier und Couvert mit der Möglichkeit des Selbſt- können, daß die Doppelkarte die einfache an Verbreitung bald erreichen 
verſchluſſes vereinigt. Eine Karte von dem Formate der Autwortskarte dürfte. Sie wird der einfachen Karte ſowohl als dem einfachen Briefe 
braucht nur mit einem gummirten Rande verſehen zu werden und das einiges Terrain abgewinnen, ſie wird aber unter dem Schutze des 
verſchließbare Schreiben einfachſter Dimenſion iſt von ſelbſt gegeben; von ermäßigten Porto noch mehr einen bisher gar nicht occupirten Boden 
der Privatinduſtrie hergeſtellte Correſpondenzbillets ſolcher Art liegen der Correſpondenzkarte erobern. 
vielfach als Muſter vor. Alle Vortheile, welche der einfachen Correſpondenz⸗ Allein auch hiemit wäre der urſprüngliche Gedanke der Correſpondenz⸗ 
karte eigen find, kämen dieſer Doppelkarte, nur noch in erhöhtem Maße, karte noch nicht in alle Conſequenzen verfolgt. Es genügt nicht, die 
zu. Sie würde dem Schreiber den Vortheil der Vereinigung von Papier, Karten von den Briefen zu ſondern, die Sonderung muß vielmehr inner— 
Couvert und Marke in einem Stücke bieten, wie die einfache Karte, ſie halb der Briefe weiter geführt werden. Auch hiezu beſitzt die Poſt das 
würde den Raum der einfachen Karte verdoppeln und doch noch immer klein Medium, nämlich in dem ſchon vorhandenen amtlichen Poſtcouvert, 
genug ſein, um den Schreiber zur Kürze zu nöthigen und damit zus ja ſie beſitzt dasſelbe ſchon länger als die Correſpondenzkarte ſelbſt und 
gleich zu ermächtigen, ſie würde endlich überdies den Vortheil des Ver- hat ihm nur bisher ſchwer begreiflicher Weiſe die richtige Behandlung 
ſchluſſes und damit die Möglichkeit einer vertraulichen Mittheilung nicht angedeihen laſſen. Das Hochſte, wozu die Poſtverwaltung ſich 
gewähren, ſie wäre alſo mit Einem Worte das gerade adäquate Medium erſchwingen konnte, war die Gleichſtellung des Preiſes des Poſtcouverts 
für alle jene Mittheilungen, welche man aus inneren oder äußeren und der Briefmarke und auch dieſe Errungenſchaft iſt z. B. von der 
Gründen in den Rahmen der einfachen, offenen Karte nicht preſſen öſterreichiſchen Poſtverwaltung wieder aufgegeben worden. Statt deſſen 
kann und welche man aus ähnlichen Gründen in die Form des Briefes nicht | wäre es die Aufgabe einer richtigen Tarifpolitik geweſen, die im Poſt— 
faſſen will. Man denke nur an die zahlreichen Correſpondenzen, welche couvert verſchloſſenen Briefe zu ermäßigten Sätzen zu befördern, und 
ſchon jetzt auf Viſitkarten und Correſpondenzbillets geführt werden, die ſeit der Einführung der Correſpondenzkarte zu ermäßigtem Portoſatz iſt 
alſo mit dem Raume der Correſpondenzkarte ſehr wohl ihr Auslangen ſes vollends ein Widerſpruch der Poſtverwaltung, wenn fie dem Poſt— 
finden könnten, dieſe Ausdrucksform aber zurückweiſen, weil fie der couvert die Taxermäßigung verweigert. Wir verlangen daher die analoge 
Oeffentlichkeit nicht preisgegeben ſein wollen. Man wird dann keinen Anwendung der Grundſätze, welche bei der Correſpondenzkarte zur 
Augenblick zweifeln können, daß für die verſchloſſene Correſpondenzkarte Geltung kommen, auf das Poſtcouvert und wollen dies im Nachſtehenden 
ein weiteres Gebiet der Entfaltung ſchon vorhanden iſt und daß mit des Näheren ausführen. 
der Ermäßigung des Portoſatzes ein noch größeres zu erobern wäre. Die Vorausſetzung der ganzen Reform iſt ſelbſtverſtändlich, daß 


das Poſtcouvert nur in einem einzigen Formate zur Ausgabe gelange, 
und zwar gerade in jenem der Correſpondenzkarte. Iſt dies geſchehen, 
ſo hätte man mit Einem Schlage aus der bisher ungeſchiedenen 
Maſſe der Brieſe die Kategorie der kleineu, leichten Briefe ausgeſondert, 
welche man im Gegenſatze zu den übrigen als untermäßige betrachten 
und für die man ſchon aus dieſem Grunde einen ermäßigten Portoſatz 
poſtuliren könnte. Dieſe kleinen, leichten Brieſe, welche die Beförderung 
an ſich ſchon nahezu ſo leicht geſtatten, wie die Correſpondenzkarte, 
würden nun überdies äußerlich mit der Correſpondenzkarte übereinftimmen 
und jo wäre in der kürzeſten Zeit für die große Maſſe der Brief- 
ſchaften ein Normaltypus gewonnen, dem ſich auch die anderen Briefe 
großentheils von ſelbſt anſchließen würden. Es gilt dies von dem Formate, 
von dem Verſchluſſe ſowie von der Art der Anbringung der Francatur. Die 
Zahl der übergewichtigen Briefe würde ſich ebenſo verringern als jene 
der unfrankirten Sendungen, welche die Poſt aus der markeuloſen Zeit 
noch immer mit ſich ſchleppt. Wir glauben, es wäre vollkommen über⸗ 
flüſſig, des Weiteren nachzuweiſen, daß alle techniſchen Vortheile, welche 
der Correſpondenzkarte zukommen, auch hier platzgreifen; in dem ‘Boit- 
couvert liegt unzweifelhaft eine der Correſpondenzkarte verwandte Form 
der Mittheilung vor und dieſe verlangt eine analoge Tariſirung. 

Es kann ſich alſo nur noch darum handeln, das richtige Maß 
für die Reduction des Portoſatzes zu finden, und auch dieſes iſt, 
wenigſtens für die öſterreichiſchen Verhältniſſe, nach dem Geſagten von 
ſelbſt gegeben; der Portoſatz des Poſtcouvertbrieſes kann, da man mit 
halben Kreuzern wohl nicht rechnen ſoll, füglich nur drei oder vier 
Kreuzer betragen. Wir würden keinen Anſtand nehmen, uns für den 
niedrigeren Satz von drei Kreuzern zu entſcheiden, denn die Unter— 
ſchiede zwiſchen der Doppelcorreſpondenzkarte und dem Poſtcouvertbriefe 
ſind nicht ſo bedeutend, um eine Verſchiedenheit der Taxe mit Noth— 
wendigkeit zu erheiſchen, und die Möglichkeit eines Briefportos von 
drei Kreuzern ift ja jetzt ſchon in dem Portoſatze der Localbriefe ans 
erkannt. Nach unſerem Vorſchlage würde durch deu Poſtcouvertbrief nur 
ein weiterer Schritt gethan, um, gleichwie früher durch die Correſpondenz— 
karte, die Einheitstaxe im Poſtverkehre zur vollen Wahrheit zu machen. 


Sollte aber eine ſo weit gehende Maßregel au fiscaliſchen Bedenken 


ſcheitern und müßte, wenigſtens vorerſt, der Satz von vier Kreuzern 
als Grundtaxe beibehalten werden, ſo wäre für die Poſtcouvertbriefe 
im Localverkehre eine Sondertaxe von drei Kreuzern unerläßlich, da 
hier die Brieftaxe jetzt ſchon nicht mehr beträgt. Es wäre damit alfer- 
dings die Incongruenz gegeben, daß im Locolverkehre die Doppelcor— 
reſpoudenzkarte und der Poſtcouvertbrief im Portoſatze gleichſtünden, 
während ſie ſonſt differiren, aus dieſem Widerſpruche könnte aber eben 
nur die allgemeine Annahme der Taxe von drei Kreuzern befreien. 

Schon jetzt, da die Bofteouverts doch um je einen halben Kreuzer 
alſo um 10-162, % mehr koſten als die entſprechenden Marken, 
werden in Oeſterreich über acht Millionen Poſtcouverts im Jahre abge- 
ſetzt. So viel bewirkt lediglich die Bequemlichkeit der Vereinigung von 
Couvert und Marke. Daß eine Herabſetzung des Preiſes des Poſtcouverts 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Gegen die Ertheilung einer Dispens von der Beibringung des 
Befähigungsnachweiſes zum Betriebe handwerksmäßiger Gewerbe 
im Sinne des § u, Al. 6 der Gewerbegeſetznovelle vom 15. März 
1883 ſteht den Gewerbegenoſſenſchaften kein Recursrecht zu. 

Ferdinand Sch. hat bei der Stadtgemeindevorſtehung L. vormals 
das Bildhauer⸗ und Malergewerbe und den Handel mit kunſtgewerb⸗ 
lichen Gegenſtänden angemeldet, betreibt aber ſeit vielen Jahren in 
ſchwunghafter Weiſe die Geſammteinrichtung eleganterer Wohnräume und 
die Herſtellung größerer Decorationsarbeiten. Auch die hiebei erforderlichen 
Tapezierer⸗ und Vergolderarbeiten werden von ihm ſelbſt beigeſtellt. Er 
behauptet, das Geſchäft ſei vor 70 Jahren von ſeinem Vater etablirt 
worden, er ſei bei ſeinem Vater praktiſch, in München aber akademiſch 
ausgebildet worden, worauf er vor etwa 30 Jahren das Geſchäft 
ſelbſt übernommen habe. Einen Befähigungsnachweis befitzt Sch. nicht, 
dagegen liegen 11 Anerkennungsſchreiben vor, welche mit Beziehung 
auf größere Decorations- und Ausſtattungsarbeiten ſehr lobend ausgeſtellt 
find. In neuerer Zeit, und zwar mit den Eingaben vom 7. Mai 1884 
und vom 11. Auguſt 1884, Z. 12, führte jedoch die Genoſſenſchaft der 
Tapezierer darüber Beſchwerde, daß Ferdinand Sch. unbefugter Weiſe 
das Tapezierergewerbe betreibe. 

Die Gemeindevorſtehung pflog hierüber Erhebungen und verwarnte 
mit Beſcheid vom 30. Auguſt 1884, 3. 14 304, Ferdinand Sch. wegen 
unbefugten Betriebes des Tapezierergewerbes. Sch. brachte dagegen den 
Recurs ein, die Statthalterei gab dieſem Recurſe jedoch mit Entſcheidung 
vom 23. October 1884, 3. 12.020, keine Folge Mittlerweile hatte 
ſich Ferdinand Sch mit Geſuch de praes. 20. September 1884 um 
die Dispens von der Beibringung des Befähigungsnachweiſes zum 
Antritte des Tapezierer- und Vergoldergewerbes beworben, indem er 


ſich darauf berief, daß er Arbeiten dieſer Gewerbe th itſächlich ſchon ſeit 


vielen Jahren liefere, ſeine Befähigung notoriſch und durch die obgedachten 
Anerkennungsſchreiben dargethan und nur deshalb nicht durch Zeugniſſe 
nachweisbar ſei, weil ſein Vater, bei welchem er die praktiſche Befähigung 
erworben habe, das Geſchäft unbeanſtändet in derſelben Weiſe betrieben 
habe, wie er ſelbſt, und bereits geſtorben ſei. 

Ueber das Dispensgeſuch wurden der Vorſteher der Bildhauer, 
Vergolder- und Graveurgenoſſenſchaft und die Tapezierergenoſſenſchaft 
einvernommen. Beide ſprachen ſich gegen die Dispensertheilung aus, 
indem ſie behaupteten, Sch. habe die Gewerbe nicht erlernt und ſei 
nicht im Stande, dieſelben ſelbſtthätig auszuüben, ſondern müſſe ſich 
Gehilſen halten Die Gemeinde berichtete, daß Ferdinand Sch, geſtützt 
auf ſeinen künſtleriſchen Geſchmack, ſeit vielen Jahren die Ausführung 
von Arbeiten verſchiedener Gewerbe übernommen und als Decorateur 
vielſeitige gewerbliche Kenntniſſe erwieſen habe. 

Hierauf gab die Statthalterei mit Entſcheidung vom 27. October‘ 
1884, 3. 12.513, dem Geſuche Folge und ertheilte unter Hinweis 
auf § 14, Al. 6 G. G. N. die angeſprochene Dispens mit der Be⸗ 


unter jenen der Marke den Abſatz in der kürzeſten Zeit vervielfachen gründung, daß Geſuchſteller das Gewerbe ſeit einer langen Reihe von 
würde, duldet keinen Zweifel; es wäre damit eine Maßregel getroffen, Jahren zur Zufriedenheit ſeiner Auftraggeber ſelbſtthätig ausgeübt und 


welche den Stamm der Correſpondenz ergreifen und umformen müßte. 
Wir haben unſere Vorſchläge des Näheren nur für Oeſterreich 
formulirt. Dieſes Land, welches die Correſpondenzkarte zuerſt eingeführt, 


kann ſich mit nichten rühmen, der Correſpondenzkarte die größte Ver⸗ 


dadurch den Beſitz der hiezu nöthigen Keuntniſſe dargethan habe. Dieſe 


Entſcheidung wurde nebſt dem Dispenswerber den beiden Genoſſenſchaften 
bekannt gegeben. 
Ueber den von beiden Genoſſenſchaften gegen dieſe Entſcheidung 


breitung verschafft zu haben. Es iſt dies aus den wirthſchaftlichen und eingebrachten Miniſterialrecurs fällte das Miniſterium des Innern unterm 
ſocialen Verhältniſſen des Landes vollauf erklärlich. Wir haben hier | 11. April 1885, 3. 1915, nachſtehende Entſcheidung: 


weder jenes Vorwiegen geſchäftlicher Intereſſen noch jene Entwicklung 


der Oeffentlichkeit im ſocialen Leben, welche der kurzen Nachricht auf 
dem unverſchloſſenen Poſtblatte eine beſonders große Verbreitung geſtatten 
würde Um jo mehr müßte ſich aber das Poſtcouvert für unſere Ver⸗ 
hältniſſe eignen, gerade durch dieſes müßte unſeren Verkehrsbedürfniſſen 
eine weſentliche Erleichterung verſchafft werden. Die öſterreichiſche Poſt⸗ 
verwaltung, welche die Correſpondenzkarte geichaffen, möge daher in 
Conſequenz des der Correſpondenzkarte innewohnenden Gedankens ent⸗ 
ſchloſſen den zweiten Schritt thuen und eine neue, noch größere Reform 
inauguriren, als es jene der Correſpondenzkarte geweſen. Sie kann dies 
im Innenverkehr durch ihren eigenen Willen erreichen. Der Erfolg der 
Maßregel, an dem wir nicht zweifeln, wird von ſelbſt dazu führen, dem 
Poſtcouvert auch den internationalen Verkehr zu erſchließen. 


„Das Miniſterium des Junern findet die Recurſe der Tapezierer- 
genoſſenſchaft der Städte L. und U. und der Genoſſenſchaft der Vergolder, 
Bildhauer und Graveure in L. gegen die Entſcheidung der k. k. Statt⸗ 
halterei vom 27. October 1884, 3. 12.513, mit welcher dem Ferdi— 
nand Sch. in L. die Dispens von der Beibringung des Befähigungs- 
nachweiſes zum Antritte des Tapezierer- und des Vergoldergewerbes 
ertheilt, beziehungsweiſe anerkannt worden iſt, daß der Genannte die 
Befähigung zu dieſen Gewerben nachgewieſen habe, als unſtatthaft 
zurückzuweiſen, weil den Gewerbegenoſſenſchaften durch das Geſetz vom 
15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39, ein Recursrecht in derartigen 
Angelegenheiten nicht eingeräumt worden iſt. Zugleich wird ausgeſprochen, 
daß dieſe Beſchwerden dem Miniſterium des Innern auch zu einer 
Verfügung von Amtswegen deshalb keinen Anlaß bieten, weil die mehr- 
jährige praktiſche Bethätigung des Ferdinand Sch. in beabſichtigtem Ge⸗ 
werbsbetriebe durch die Verhandlung thatſächlich nachgewieſen iſt.“ P. 


Unzuläſſigkeit einer Confiscationsverfügung bei den nach der 

Miniſterialverordnung vom 30. September 1857, R. G. Bl. 

Nr. 198, zu beftrafenden Uebertretungen der Maß- und Gewichts⸗ 
ordnung. 

Bei einem durch den Gemeindevorſteher in C. unter Zuziehung 
des Aichmeiſters vorgenommenen Reviſion über die dort im öffentlichen 
Verkehre ſtehenden Maße und Gewichte bei den Handel und Gewerbe 
treibenden Parteien wurden in dem Schanklocale des Abraham T. 
fünf im Jahre 1882 geaichte, ſeither nicht nachgeaichte Gewichte und 
ein Viertelliter-Bierglas bedeutend kleiner als das Normalmaß, endlich 
10 Schankgläſer ohne Aichſtrich und Bezeichnung beanſtändet. 

Abraham T. wurde deshalb mit dem Erkenntniſſe der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft W. von 5 September 1884, 3. 5948, der Ueber⸗ 
tretung gegen die Maß- und Gewichtsordnung ſchuldig erkannt und 
gemäß Art. VI des Geſetzes vom 23. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 16 
ex 1872, zu einer dem Ortsarmenfonde von C. zufallenden Geldſtrafe 
von 5 fl. verurtheilt. Gleichzeitig wurden die beanſtändeten Gewichte 
und Meſſereien in Verfall erklärt. 

Die Landesregierung hat mit dem Erlaſſe vom 7. October 1884, 
3. 11.265, dem Recurſe des Abraham T. gegen das Straferkenntniß 
der Bezirkshauptmannſchaft bei ſichergeſtelltem Thatbeſtande der dem 
Recurrenten zur Laſt gelegten Uebertretung keine Folge gegeben und 
das Straferkenntniß beſtätigt. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat über das Gnadengeſuch 
des Abraham T. am 9. April 1885, zur Z. 3359, nachfolgend entſchieden: 

Das Miniſterium des Innern findet im Einvernehmen mit dem 
Handelsminiſterium dem Gnadengeſuche des Abraham T. um Nachſicht 
der ihm zuerkannten Geldſtrafe im Betrage von 5 fl. bei dem Abgange 
rückſichtswürdiger Gründe keine Folge zu geben. 

„Inſoferne mit den gleichlautenden unterbehördlichen Entſcheidungen 
auch der Verfall der beauſtändeten Gewichte und Gläſer ausgeſprochen wurde, 
wird dieſer Theil der Entſcheidung als ungeſetzlich von Amtswegen auf- 
gehoben, weil die gegen die Beſtimmungen der Miniſterialverordnungen 
vom 25. September 1875, R. G. Bl. Nr 129, und 28. März 1881, 
R. G. Bl. Nr. 33, begangenen Uebertretungen auf Grund der 
Miniſterialverordnung vom 30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 198, 
zu beſtrafen ſind, dieſe letztere aber eine Confiscation nicht kennt.“ 

2. 


Veruntreuung von Gemeindegeldern durch den Bürgermeiſter iſt 
nach § 181 St. G. (als Veruntreuung vermöge öffentlichen Am⸗ 
tes anvertrauten Gutes) ſtrafbar. 

Die von Franz K. erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde gegen das 
Urtheil des Schwurgerichtes in Krems vom 10 December 1884, 
3. 3736, womit derſelbe des Verbrechens der Veruntreuung nach 
9 181 St. G. ſchuldig erkannt wurde, wurde vom k. k. Caſſationshoſe 
mit Entſcheidung vom 20. März 1885, Z. 252, verworfen. 

Gründe: Die Beſchwerde iſt nur mehr bezüglich des Nichtige 


keitsgrundes des 8 344, 3. 6 St. P. O. in Erörterung zu ziehen. 


Den Ausgangspunkt der Beſchwerde bildet die Rechtsanſicht, daß Pacht 
und Miethzins der Gemeinde, welche Angeklagter in ſeiner Eigenſchaſt 
als Gemeindevorſteher übernommen und ſodann widerrechtlich ſich zu— 
geeignet hat, nicht als ein vermöge ſeines öffentlichen Amtes anver— 
trautes Gut angeſehen werden können. Dieſe Anſicht iſt jedoch geſetzlich 
unhaltbar. 

Die Verwaltung des Gemeindevermögens gehört allerdings in 
den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde, aber auch die Local- 
polizei liegt im Bereiche dieſes Wirkungskreiſes und doch wird grund— 
hältig nicht beſtritten werden können, daß ſich die Ausübung der Poli⸗ 
zei wegen der hiebei in Betracht kommenden öffentlichen Ordnung als 
Regierungsgeſchäft im Sinne des $ 101 St. G. darſtellt. 

Ein nicht minder wichtiges Intereſſe der Regierung und des 
Staates wird aber durch die Erhaltung und ordentliche Verwaltung 
des Gemeindevermögens berührt. Die Agenden, welche der Gemeinde⸗ 
vorſteher nach dieſer Richtung hin vermöge ſeiner amtlichen Stellung 
übernimmt, find daher öffentlich-rechtlicher Natur und können keineswegs 
einer Verfügung über Privatvermögen gleichgehalten werden. Es zeigt 
ſich hiernach, daß der Schwurgerichtshof die von der Vertheidigung 
begehrte Eventualfrage auf das im 8 183 St. G. definirte Verbrechen 
mit Grund abgelehnt hat. Uebrigens konnte die Beſchwerde nach den 
Schlußbeſtimmungen des § 344 St. P. O. von dem Angeklagten auch 
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wirkungen — 


deshalb nicht geltend gemacht werden, weil der Vorſitzende in ſeiner 
Rechtsbelehrung die Geſchwornen auf den Unterſchied zwiſchen den in 
den 88 181 und 183 St. G. behandelten Verbrechen aufmerkſam machte 
und aus dem Verdiete der Geſchwornen ohnehin hervorgeht, daß fie 
die von der Vertheidigung angeregte Frage zum Gegenſtande ihrer 
Unterſuchung gemacht haben, daher die Unterlaſſung der Stellung einer 
Eventualfrage auf die Entſcheidung keinen Einfluß haben konnte. Die 
Beſchwerde war daher zu verwerfen. 


Begriff und Wirkſamkeit der Notorietät. 


Der Caſſationshof hat mit Entſcheidung vom 28. März 1885, 
8. 13.386, die vom Angeklagten erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde gegen 
das Urtheil des Kreisgerichtes in Leitmeritz vom 20. September 1884, 
3. 4765, womit er des im § 64 St. G. bezeichneten Verbrechens der 
Beleidigung eines Mitgliedes des kaiſerlichen Hauſes ſchuldig erkannt 
wurde, verworfen. 

Gründe: Um zu Gunſten des Angeklagten zu dem Schluſſe 
zu gelangen, daß die Aufſtellung einer Bildſäule weiland Kaiſer Joſeph II., 
an welche die unter dem Geſichtspunkte des § 64 St. G. incriminirte 
Aeußerung anknüpft, den Charakter einer der Regierung und der 
böhmiſch⸗ſlaviſchen Nationalität feindſeligen Kundgebung an ſich trage, 
wird die Beſchwerde mit einer Reihe angeblich notoriſcher Thatſachen 
eingeleitet, welche die Genefis, Art, Ort der Bildſäule, Vorgänge in 
anderen deutſch böhmiſchen Gegenden u. dgl. m. betreffen. Allein der 
Begriff der Notorietät trifft nur in Auſehung von Thatſachen zu, für 
welche es, ſelbſt wenn ſie eines juriſtiſchen Beweiſes fähig ſind, eines 
ſoſchen aus dem Grunde nicht bedarf, weil die Ueberzeugung von ihrer 
Wahrheit eine allgemeine oder doch mindeſtens einem außerordentlich 
weiten Kreiſe von in gleicher Lebenslage befindlichen Perſonen gemeinſame 
und jedenfalls — unabhängig von eigennützigen und parteiiſchen Ein⸗ 
auf Jedermann zugänglichen Wegen erreichbar iſt. Zudem 
befreit die Notorietät wohl vom Beweiſe, aber nicht von der im 8 270, 
3. 7 St. P. O. dem Erkenntnißrichter zur Pflicht gemachten Feſtſtellung. 
In den Urtheilsgründen find aber die erwähnten Thatſachen nicht 
feſtgeſtellt. Der Caſſationshof, für welchen die Notorietät nur in dem 
hier nicht vorliegenden Falle des $ 362 St. P. O. in Betracht kömmt, 
prüft eine in Frage geſtellte Anwendung des Strafgeſetzes gemäß 
§ 288, Z. 3 St. P. O nur auf Grund des erſtrichterlich feſtgeſtell⸗ 
ten Thatbeſtandes. Eben deshalb kaun es nicht in Betracht kommen, 
wenn im weiteren Verlaufe der Beſchwerde mit offenbarer Verletzung 
ſtraſproceſſualer Grundſätze und insbeſondere des S 258 St. P O. 
beſtritten wird, daß ſich der Angeklagte der Beziehung ſeiner Aeußerung 
auf Kaiſer Joſeph II. und der Angehörigkeit des Letzteren zum Aller— 
höchſten Herrſcherhauſe bewußt war, wenn ferner behauptet wird, der 
Angeklagte habe gar nicht gedacht, die Ehrfurcht wider das Kaiſerhaus 
zu verletzen u. dgl. m. 


Geſetze und Berordnungen. 
1884. II. Semeſter. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Bukowina. 

XV. Stück. Ausgeg. am 2. September. — 28. Kundmachung des Buko⸗ 
winaer Landesausſchuſſes vom 19. Auguft 1884, 3. 2044, betreffend das Statut 
der Landesgebäranſtalt für die Bukowina. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 8. October. — 29. Kundmachung der Bukowinaer 
k. k. Poſt⸗ und Telegraphendirection ddo. 4. October 1884, Z. 6088, betreffend 
die Feſtſetzung des Poſtrittgeldes für die Zeit vom 1. October 1884 bis Ende 
März 1885. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 22. October. 30. Geſetz vom 30. September 
1884, wirkſam für das Herzogthum Bukowina, betreffend die Erhöhung der mit 
dem Landesgefege vom 2. März 1872 (L. G. und V. Bl. y 5, Pz. 2 des 
Ausweiſes) auf die Zwiniacze-Babiner Concurrenzſtraße feſtgeſtellten Tarife. — 
31. Geſetz vom 30. September 1884, wirkſam für das Herzogthum Bukowina, 
betreffend die Erhöhung der mit dem Landesgeſetze vom 14. Auguſt 1875 
(L. G. und V. Bl. XVI 24) auf der Kotzman⸗Oſchechlib⸗Nepolokoutzer Concurrenz⸗ 
ſtraße feſtgeſtellten Mauthtarife. 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 3. November. — 32. Geſetz vom 14. Oc⸗ 
tober 1884, wirkſam für das Herzogthum Bukowina, betreffend die Einbeziehung 
des Gutsgebietes St. Illie zur Concurrenz der mit dem Landesgeſetze vom 


6. Februar 1882 (L. G. und V. Bl. V 7) in die Kategorie der Concurrenzſtraßen 
eingereihten Straße von Suczawa über Liteny und Mazanajeſtie bis zur Ein⸗ 
mündung in die Gurahumora⸗Kornolunczer Concurrenzſtraße in Berkiſcheſtie. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 6. November. — 33. Geſetz vom 22. October 
1884, wirkſam für das Herzogthum Bukowina, betreffend die Erhöhung des mit 
dem Landesgeſetze vom 2. März 1872 (L. G. und V. Bl. Y 5) feſtgeſtellten 
Tarifes bei den Mauthen in Seletin und Stroza auf der Ober⸗Wikow⸗Kirli⸗ 
babaer Concurrenzſtraße. 

XX. Stück. Ausgeg. am 18. November. — 34. Geſetz vom 24. October 
1884, womit der Landeshauptſtadt Czernowitz die Bewilligung zur Einhebung 
der Abgabe von Miethzinskreuzern auf die Dauer von zehn weiteren Jahren 
vom 1. Jäuner 1885 au verlängert wird. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 16. December. — 35. Kundmachung der Buko⸗ 
winger k. k. Landesregierung vom 6. December 1884, Z. 13.735, betreffend die 
Militär⸗Durchzugspreiſe für das Jahr 1885. — 36. Kundmachung des Buko⸗ 
winger Landesausſchuſſes vom 9. December 1884, 3. 2506, betreffend die 


Normativbeſtimmungen für die widmungsmäßige Verwendung des Jntereſſen⸗ 


erträgniſſes des Landes⸗Juvalidenfondes. 


XXII. Stück. Ausgeg. am 20. December. — 37. Verordnung des k. k. 
Landespräſidenten des Herzogthums Bukowina vom 28. November 1884, Z. 10.113, 
womit die Viehmarktordnung für die Stadt Radautz (Verordnung vom 28. Der 
cember 1883, Z. 11.085, L. G. und V. Bl. Nr. 4 ex 1884) ergänzt wird. — 
38. Verordnung des k. k. Landespräſidenten des Herzogthums Bukowina vom 
29. November 1884, Z. 6155, womit in Gemäßheit des § 9 des Geſetzes vom 
29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, eine Viehmarktordnung für die Markt— 
gemeinde Dorna-Watra erlaſſen wird. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 21. December, 39. Geſetz vom 11. De 
eember 1884, wirkſam für das Herzogthum Bukowina, betreffend die Herſtellung 


und Erhaltung der öffentlichen nicht ärariſchen Straßen und Wege. — 40. 


Geſetz vom 11. December 1884, wirkſam für das Herzogthum Bukowina, betreffend 
die Aenderung des Geſetzes vom 8. December 1869 (L. G. und V. Bl. XXV, 
28 ex 1869) bezüglich der Mauthen auf den öffentlichen nicht ärariſchen Straßen 
und Brücken. 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 29. December. 41. Kundmachung des 
Bukowinaer Landesausſchuſſes vom 22. December 1884, Z. 3149, betreffend die 
Ausſchreibung der Landes- und Grundentlaſtungs⸗-Umlagen für das Jahr 1885, | 
— 42. Verordnung des k. k. Landespräſidenten des Herzogthums Bukowina vom 
22. December 1884, Z. 6063, womit der § 16 der Viehmarktorduung für 
Gurahumora (Verordnung vom 28. December 1883, Z. 11.085, L. G. Bl. 
Nr. 3 ex 1884) abgeändert wird. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Finauzmini— 
ſteriums für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 


Nr. 25. Ausgeg. am 3. Juli. — Indirecte Abgaben und Staats- 
monopole. Abdruck von Nr. 107 R. G. Bl. 

Nr. 26. Ausgeg. am 16. Juli. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 109 
R. G. Bl. Abgabenfreiheit der türkiſchen Unterthaunen und der bulgariſchen 
Staatsangehörigen. Z. 19.410. 7. Juli. — Auflaſſung des Tabakverſchleiß⸗ 
Magazins in Czortkow und Uebertragung der Geſchäfte desſelben an die Tabak— 
fabrik in Jagielnica. Z. 19.510. 19. Juni. 

Nr. 27. Ausgeg. am 19. Juli. — Indirecte Abgaben und Staats- 
monopole. Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums vom 1. Juli 1884, 3. 21.164, 
womit der V. Prick'ſche Spiritus-Meßapparat, Syſtem J. Weiſer, bei der Product⸗ 
verſteuerung in Branntweinbrennereien zugelaſſen und deſſen Beſchreibung ſammt 
Zeichnung, ſowie die Verwendungsvorſchrift bekanntgegeben wird. 

Nr. 28. Ausgeg. am 22. Juli. — Indirecte Abgaben und Staats⸗ 
monopole. Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums vom 14. Juli 1884 zur Voll⸗ 
ziehung der geſetzlichen Beſtimmungen, betreffend die Beſteuerung der Branntwein⸗ 
erzeugung und der mit dieſer verbundenen Preßhefeerzeugung. 

Nr. 29. Ausgeg. am 24. Juli. — Indirecte Abgaben und Staats⸗ 
mouopole. Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 22. Juli 1884, 
womit für deu Monat Auguſt 1884 das Aufgeld beftinmut wird, welches bei Ver⸗ 
wendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 3156-F. M. 

Nr. 30. Ausgeg. am 26. Juli. — Ind irecte Abgaben und Staats⸗ 
monopole. Abdruck von Nr. 112 R. G. Bl. 

Nr. 31. Ausgeg. am 9. Auguſt. Indirecte Abgaben und Staats- 
monopole. Abdruck von Nr. 127, 129, 126 R. G. Bl. — Abänderungen der 
zollämtlichen Einrichtungen in Iſtrien. Z. 10.400. 5. Juli. 
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Nr. 32. Ausgeg. am 21. Auguſt. — In directe Abgaben und Staats— 
monopole. Abdruck von Nr. 136 R. G Bl. — Gebührenbehandlung der im 
Auslande ausgeſtellten und durch eines der beiden Staatengebiete der Monarchie 
in das andere übertragenen Urkunden. Z. 21.932. 8. Auguſt. — Verordnung 
des k. k. Finanzminiſteriums vom 18. Auguſt 1884, womit für den Monat Sep- 
tember 1884 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber 
zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 3582. F. M. 

Nr. 33. Ausgeg. am 4. September. — Allgemeines. Abdruck von 
Nr. 138 R. G. Bl. — Durchführungsbeſtimmungen zu § 13 der Kundmachung 
des k. k. Finanzminiſteriums vom 25. September 1883, Z. 29.881—571 
(V. Bl. Nr. 31) betreffs Ueberweiſung von Zinſen der als Militär⸗Heiratscaution 
gewidmeten Staatsſchuldverſchreibungen. Z. 9500. 8. Auguſt. — Abdruck von 
Nr. 139 R. G. Bl. Caſſa- und Verrechuungsweſen. Evidenthaltung 


des Termines des Erlöſchens von Erziehungsbeiträgen und anderen derartigen, 


Bezügen. Z. 18.886. 25. Auguſt. 
Nr. 34. Ausgeg. am 14. September. — Judirecte Abgaben und 

Staatsmonopole. Abdruck von Nr. 152, 150 R. G. Bl. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Hof- und Miniſterialrathe Wilhelm Weiß 
Ritter von Weißengauen anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Auer— 
kennung bekannt gebeu laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberbergrathe Alois Bouthillier in Klagen— 
furt anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den Bibliotheks-Cuſtos Dr. Ferdinand Graſſauer 
zum Univerſitäts⸗Bibliothekar in Wien ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Betriebsdirector der k. k. priv böhm. Weſtbahn 
Regierungsrathe Heinrich Ritter von Jarſch taxfrei den Titel eines Hofrathes 
verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Rechnungsrath Raimund Schrey zum Oberrechnungsrathe und den Rechnungs- 
revidenten Franz Pichler zum Rechnungsrathe bei der Landesregierung in 
Salzburg ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat den mit Titel und Charakter eines Archivs⸗ 
coneipiſten erſter Claſſe bekleideten Archivsconcipiſten zweiter Claſſe Johann 
Paukert zum Archivsconcipiſten erſter Claſſe und den mit Titel und Charakter 
eines Archivsconcipiſten zweiter Claſſe bekleideten Conceptsaſpiranten Dr. Joſeph 
Lampel zum Archivsconcipiſten zweiter Claſſe im k. und k. Haus-, Hof- und 
Staatsarchive ernannt. N 

Der Finanzminiſter hat den Finanzprocuraturs-Adjuneten 
Scheimpflug zum Secretär der Prager Finanzprocuratur ernannt. = 

Der Finanzminiſter hat deu Finanzprocuraturs-Adjuneten Dr. Wilhelm 
Schuſter zum Secretär der Innsbrucker Finanzprocuratur ernaunt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuer⸗Oberinſpector Karl Haſak und den 
Finanz⸗Obereommiſſär Adolph Watzke zu Finanzſecretären, dann die Finanz⸗ 
commiſſäre Johann Keyl und Franz Rozum zu Finanz-Obercommiſſären der 
Prager Finanz-Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz-Obercommiſſär Anton Samuda zum 
Finanzſecretär und den Finanzeommiſſär Joſeph Svoboda zum Finanz-Ober⸗ 
commiſſär der Finanzdirection in Laibach ernannt. 

Der Finauzminiſter hat den Steuerinſpector Joſepyh Huber zum Steuer⸗ 
Oberinſpector für Oberöfterreich ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Oberbergeommiſſäre und Revierbeamten, 
Alois Pal lauſch in Budweis und Rudolph Pfeiffer in Brünn zu Bergräthen 
und die Bergeommiſſäre und Revierbeamten Johaun Buſek in Lemberg und 
Arthur Richter in Krakau zu Oberbergeommiſſären ernannt. 


Dr. Karl 


Erledigungen. 


Zwei Kanzliſtenſtellen beim k. k. Miniſterium für Landesvertheidigung in 
der elften Raugsclaſſe, bis 20. September. (Amtsbl. Nr. 193.) 

Statthaltereiſecretärsſtelle bei der Statthalterei für Tirol und Vorarlberg 
in der achten Rangsclaſſe, bis 10. September. Amtsbl. Nr. 193.) 

Forſtaſſiſtentenſtelle bei der k. k. Direction der Güter des Bukowinger 
griechiſch orieutaliſchen Religionsfondes in der elften Rangselaſſe, bis Ende Sep⸗ 
tember. (Amtsbl. Nr. 194.) 

Bezirkshauptmanusſtelle in der ſiebenten Rangselaſſe, eventuell auch eine 
Regierungsſecretärsſtelle in der achten Rangsclaſſe und eine Bezirkscommiſſärs— 
ſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei der politiſchen Verwaltung für Krain, bis 
8. September. (Amtsbl. Nr. 195. 

Drei Bezirkshauptmannsſtellen in Böhmen in der ſiebenten Rangsclaſſe, 
bis 10. September. (Amtsbl. Nr. 196.) 

Bergarztesſtelle in Pribram mit 900 fl. Gehalt, 200 fl. Activitätszulage, 
Reiſepauſchale von 1000 fl. jährlich, bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 198.) 


2 —— 


SET Siezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 


— 


Bogen 17 der Erkenutniſſe 1885. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. 


Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


